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Weg aus Pflege-Krise: 
Bürgerversicherung kann 
Kostenexplosion stoppen  
Gemeinsame Pressemitteilung des Bündnisses für eine 

solidarische Pflegevollversicherung  
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Ein Gutachten des Gesundheitsökonomen Prof. Dr. Rothgang zeigt 
Lösungen auf, wie die Leistungsfähigkeit und die Finanzierung der 
Pflegeversicherung nachhaltig gewährleistet werden können. Das 
Gutachten wurde von einem breiten Bündnis in Auftrag gegeben, dem 
auch der Deutsche Berufsverband für Pflegeberufe (DBfK) angehört. 
 
Die Einführung einer Bürgerversicherung in der Pflege kann eine 
notwendige Ausweitung der Pflegeleistungen hin zu einer vollständigen 
Übernahme aller pflegebedingten Kosten finanzieren. Das belegen aktuelle 
Zahlen des Gesundheitsökonomen Prof. Dr. Rothgang. 
   
Prof. Dr. Heinz Rothgang, Professor für Gesundheitsökonomie und 
Versorgungsforschung an der Universität Bremen: „Unser Gutachten 
zeigt, dass eine Vollversicherung – auch langfristig – im Rahmen der 
Sozialversicherung finanzierbar ist, ohne den Beitragssatz wesentlich 
erhöhen zu müssen, wenn die Pflegeversicherung gleichzeitig zu einer 
Bürgerversicherung weiterentwickelt wird, in die alle einzahlen und in der 
alle Einkommensarten beitragspflichtig sind.“ 
 
Dr. Joachim Rock, Hauptgeschäftsführer des Paritätischen 
Gesamtverbandes: „Jetzt haben wir schwarz auf weiß, wie wir die 
Pflegeversicherung aus der Krise holen und die Explosion der Pflegekosten 
für Betroffene stoppen. Die solidarische Pflegevollversicherung gehört ganz 
oben auf die To-do-Liste einer neuen Bundesregierung.“ Laut einer aktuellen 
Forsa-Umfrage zur Bundestagswahl 2025 sehen die Menschen in 
Deutschland den Bereich Gesundheit und Pflege als wichtigstes politisches 
Handlungsfeld. 
 
Dr. Bernadette Klapper, Bundesgeschäftsführerin des Deutschen 
Berufsverbandes für Pflegeberufe (DBfK): „Gute pflegerische Versorgung 
ist zentral für den gesellschaftlichen Zusammenhalt, denn sie ist gelebte und 
strukturell angelegte Solidarität in Situationen der Schwäche für uns alle. Es 
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ist daher eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, den Zugang zu 
professioneller Pflege sicherzustellen. Die Finanzierung von Pflege ist die 
eine Seite der Medaille, die Stärkung der beruflich Pflegenden die andere.“ 
 
Sylvia Bühler, Mitglied Bundesvorstand, Vereinte 
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di: „Pflegebedürftige Menschen erwarten 
zu Recht gut gepflegt zu werden. Um qualifizierte Pflegekräfte zu gewinnen 
und zu halten, braucht es gute Arbeitsbedingungen und faire Löhne. Das hat 
seinen Preis. Damit sich alle eine gute Pflege leisten können, muss die 
nächste Bundesregierung die Pflegeversicherung gerecht aufstellen. Die 
Menschen im Land wollen eine solidarische Absicherung der Lebensrisiken, 
das zeigt der Sozialstaatsradar 2025.“ 
 
Dr. Manfred Stegger, Vorsitzender des BIVA-Pflegeschutzbundes: „Im 
Pflegefall kommt der einzelne Betroffene schnell an absolute finanzielle 
Grenzen. In unserem Sozialstaat sollten die Menschen darauf vertrauen 
können, dass eine solidarische Versicherung, die das Wort ‚Pflege’ im 
Namen trägt, das reine Pflegerisiko auch voll abdeckt. Sozialhilfe ist kein 
würdiger Ersatz für Ansprüche aus eigenen Beitragszahlungen.“ 
 
Das Gutachten beleuchtet die finanziellen Auswirkungen eines Umbaus der 
Pflegeversicherung hin zu einer Vollversicherung in Form einer 
Bürgerversicherung. Die Mehrausgaben einer umfassenden Absicherung 
von Pflegebedürftigen durch eine Vollversicherung könnten demnach durch 
die Einführung einer Bürgerversicherung nahezu ausgeglichen werden. 
Kostensenkend wirkt sich dabei aus, dass privat Versicherte und weitere 
Einkommen einbezogen sowie die Beitragsbemessungsgrenze angehoben 
werden würde.  
 
Konkret hieße das für Versicherte mit einem Einkommen bis zur derzeitigen 
Beitragsbemessungsgrenze monatliche Mehrkosten von weniger als 5 Euro. 
Dem stünde die vollständige Übernahme der pflegebedingten Kosten im 
Pflegefall gegenüber. Derzeit müssen Pflegebedürftige im ersten Jahr ihres 
Aufenthaltes in einem Pflegeheim durchschnittlich rund 2970 Euro pro 
Monat selbst aufbringen. Davon entfallen allein auf die pflegerische 
Versorgung rund 1490 Euro, der Rest setzt sich zusammen aus Kosten für 
Unterkunft und Verpflegung sowie Investitionskosten. Mehr als ein Drittel 
aller Pflegebedürftigen in Heimen ist auf Sozialhilfe angewiesen, Tendenz 
steigend. Pflegebedürftige sind besonders stark von Armut bedroht, denn sie 
können mit ihren durchschnittlichen Alterseinkünften diese finanzielle 
Belastung nicht schultern.  
 
In Auftrag gegeben wurde das Gutachten vom Bündnis für eine solidarische 
Pflegevollversicherung. Dem Bündnis gehören an: Der Paritätischer 
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Gesamtverband, die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di, der 
Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB), der Deutsche Berufsverband für 
Pflegeberufe (DBfK), der Sozialverband Deutschland (SoVD), der 
Bundesverband der kommunalen Senioren- und Behinderteneinrichtungen 
(BKSB), der Deutsche Frauenrat, der BIVA-Pflegeschutzbund, der Arbeiter-
Samariter-Bund, die Volkssolidarität, die Arbeiterwohlfahrt AWO und die IG 
Metall.  
 
Vor dem Hintergrund der enormen und weiter steigenden finanziellen 
Belastungen Pflegebedürftiger setzt sich das Bündnis für eine Reform der 
Pflegeversicherung ein. Das Gutachten sowie weitere Informationen zu den 
Forderungen des Bündnisses sind hier abrufbar: www.solidarische-
pflegevollversicherung.de 
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Der Deutsche 
Berufsverband für 
Pflegeberufe (DBfK) ist 
die berufliche 
Interessenvertretung der 
Gesundheits- und 
Krankenpflege, der 
Altenpflege und der 
Gesundheits- und 
Kinderkrankenpflege. Der 
DBfK ist deutsches 
Mitglied im International 
Council of Nurses (ICN)  
und Gründungsmitglied 
des Deutschen 
Pflegerates (DPR). 


